Kommunale Aktionsbündnisse stärken

von Dr. Andreas Bernig

Am 16. September 2006 veranstaltete die Fraktion der Linkspartei.PDS gemeinsam mit dem Kommunalpolitischen Forum Land Brandenburg e.V. und der Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin einen Erfahrungsaustausch zur Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus.

Im Herbst 2005 hatte die Landesregierung ihr Konzept „Tolerantes Brandenburg – für eine starke und lebendige Demokratie. Handlungskonzept der Landesregierung für eine demokratische Gesellschaft mit Zivilcourage gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit im Brandenburger Landtag vorgestellt.

Ein Jahr danach sollten Erfahrungen dazu ausgetauscht werden, welche Schubwirkung diese Konzept entfaltet hat, wie zivilgesellschaftliches Engagement gegen den Rechtsextremismus vor Ort entwickelt und dauerhaft gemacht werden kann und welcher staatlichen Unterstützung es dafür bedarf.

Eröffnung durch Kerstin Kaiser

In ihrer Begrüßungsrede verwies die Fraktionsvorsitzende der Linkspratei.PDS Kerstin Kaiser bezugnehmend auf Prof. Michael Schumann darauf, dass der Rechtsextremismus eine Revolte gegen die heutige Gesellschaft sei. Es gäbe konkrete Regulierungsdefizite an die man anknüpfen müsse. 

Im Ansatz müsse man das Handlungskonzept der Landesregierung verteidigen, aber es gelänge bisher nicht das Nachwachsen der rechtsextremistischen Szene zu verhindern.

Unsere Gesellschaft habe es mit einer Legitimationskrise zu tun, was sich an  der geringen Wahlbeteiligung zeige. Die Menschen befänden sich in einer permanenten Konkurrenzsituation, in der es nur um die ökonomische Verwertbarkeit ginge und gerade in jüngster Zeit immer wieder der Bezug zur Nation und zum Obrigkeitsstaat hergestellt werde. 

Der Erfahrungsaustausch könne einen Beitrag leisten, um nach machbaren Veränderungen zu suchen. Kerstin Kaiser unterstützte den Aufruf von Werner Siegwart Schippel in der letzten Landtagssitzung über Parteigrenzen hinweg zu handeln. Gemeinsam muß am 18. November in Halbe der Tag der Demokraten organisiert werden um gegen den erneut geplanten Aufmarsch der Neonazis zu mobilisieren und diesen nicht das Feld für ihre menschenverachtende Propaganda zu überlassen.

Handlungskonzept braucht forcierte Verstetigung

Mit drei Impulsreferaten wurde die Diskussion in den nachfolgenden Gesprächskreisen angeregt.

Prof. Heinz Kleger von der Uni Potsdam stellte fest, dass Brandenburg, nach den Ereignissen um Ermyas M. am Ostersonntag 2006 und der, von Uwe Karsten Heye los getretenen Diskussion um die no go areas, eingeschlafen sei.

Dabei meine er aber nicht die Aktivitäten vor Ort, sondern die Wirksamkeit und den Bekanntheitsgrad des Handlungskonzeptes der Landesregierung.

Toleranz sei ein knallharter Standortfaktor und der Ministerpräsident habe recht, wenn er Talente, Technologien und Toleranz in einen Zusammenhang stelle. Prof. Kleger verwies auf das ökonomische Denken bis ins Mark hinein. Hier sei eine humanistische Idee in Konkurrenz schwer durchzusetzen. Das Alltagsleben sei Konkurrenz orientiert, was bereits bei Kindern anfange. Mobbing in der Schule und am Arbeitsplatz führe zu Stresskrankheiten und der Wettstreit um das Beste kippe in die Herabsetzung des Anderen um.

Prof. Kleger nahm Bezug auf die griechische Antike, wo dieser Wettstreit um das Beste mit der Demokratie verbunden war. Toleranz sei keine Selbstverständlichkeit, sondern Freiheit, Toleranz und Solidarität gehörten zusammen. 

Das Handlungskonzept brauche eine forcierte Verstetigung und auch mehr Leute. Es gehe um mehr gute Argumente und das Überzeugen mit den Mitteln der Rede. Unter Nutzung der Vergangenheit müsse aufgeklärt und dabei besonders die Jugend überzeugt werden.

Er verwies darauf, dass in  der Arbeit zwischen Land und Kommunen differenziert werden müsse. Es gäbe inzwischen 4 Zwischenberichte der Landesregierung, aber es sei die Frage zu stellen, ob diese Berichte auch vor Ort angekommen und in den Gemeinden diskutiert wurden.

Das Handlungskonzept der Landesregierung werde von Anderen sehr positiv bewertet. Trotzdem sei festzustellen, dass die Politik und die Medien nicht im Mittelpunkt des Konzeptes stünden. Die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus sei keine Querschnittsaufgabe aller Ministerien. Es fehle an empirischer Verknüpfung mit der Wissenschaft. Der Transfer aus der Praxis in die Wissenschaft sei zu gering und die Berichterstattung der Medien kläre zu wenig auf. Es sei eine klare, offene politische Sprache und eine Verknüpfung mit allen Seiten des gesellschaftlichen Lebens erforderlich.

Bisher gäbe es keine Kommunalisierung des Konzeptes. Man wisse zu wenig über die Kleinstädte und im ländliche Raum gäbe es eine Verlassenheit. Diese  sei zu unterscheiden von der Einsamkeit, die sehr produktiv sein könne. Aber Verlassenheit könne politisch gefährlich sein. Man müsse wieder zu einer Gemeinwesenarbeit kommen. Was das sei, müsse gemeinsam geklärt werden.

MBT´s bewährt – jetzt stärkere Verknüpfung mit der Wissenschaft

Dirk Wilking, stellvertretender Leiter des Brandenburger Instituts für Gemeinwesenberatung `demos`, berichtete über die Arbeit des Institutes.

Seine Arbeit gehe weit über die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus hinaus. Insbesondere gehe es auch um eine weitere Verknüpfung mit der Wissenschaft. Die Arbeit der Mobilen Beratungsteams (MBT) hätte sich flächendeckend bewährt und man habe Kenntnisse bis weit in die Winkel des Landes.  Ganz besondere Probleme gäbe es im ländlichen Raum.

Die Menschen hätten hier ein Lebensgefühl der Machtlosigkeit, sie verlasse die Zukunft. Gerade im südlichen Raum Brandenburgs hätten die Menschen eine Entwertungserfahrung, die in den letzten 15 Jahren vom Verlust des Berufes, über ABM-Maßnahme bis zum 1-Euro-Job reiche. Das seien Nadelstiche für das Selbstbewußtsein.

Demgegenüber gäbe es im Dorf kaum noch Parteien und man habe Scheu sich zu positionieren. Nazis würden als solche in der dörflichen Gemeinschaft nicht benannt.

Dirk Wilking hob hervor, dass das dörfliche Gemeinwesen Ziel der Rechtsextremen sei, das gehe über Kulturangebote bis hin zu pädagogischer Jugendarbeit. Hier müsse man wachsam sein und gegen halten. Die Politik müsse vor Ort stattfinden.

Erschreckende Entwicklung in Mecklenburg-Vorpommern

Wolfgang Dietrich, Mitarbeiter der Linksparteifraktion im Landtag Mecklenburg-Vorpommern, gab einen ernüchternden Bericht über die Situation in diesem Land.

 In Ostvorpommern und im Ücker-Randow Kreis gäbe es eine ausgeprägte rechtsextreme Subkultur- und Neonaziszene. Freie Kameradschaften hätten sich mit der NPD verbunden und es gäbe Kandidatenschulungen für die Wahlen. Bei den Kandidaten für die Wahlen handele es sich um Menschen mit bürgerlichen Berufen. 

Die NPD habe bei den Bundestagswahlen bereits einen Stimmenanteil von 3,5 % erreicht. Bei geringer Wahlbeteiligung von 50% sei ihr Einzug in den Landtag sicher. 

Neben einer Arbeitslosigkeit von 30% in Nordvorpommern , seien auch keine zivilgesellschaftlichen Strukturen mehr vorhanden. Die Rechtsextremen hätten ihren Kampf um die Strasse 1:1 umgesetzt, so der Redner. Es gäbe ein reiches Begegnungs- und Schulungsangebot. So habe der Heimatbund Pommern ca. 50 Gruppen der Jugendarbeit.

Die Ursachen für diese rechtsextreme kulturelle Dominanz läge u.a. in der langen Leugnung durch die öffentliche Verwaltung.

Historisch betrachte sei das die Wiederholung der Strategie von vor 1933, die darin bestand, vom 

Land aus die Städte zu erobern.

Die Linkspartei habe seit 1998  im Landtag immer wieder Initiativen ergriffen um dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten. Aber der SPD-Innenminister habe zu sehr auf ordnungspolitische Maßnahmen gesetzt.

Seit April 2006 gäbe es nun endlich, ein interfraktionelles Handlungskonzept des Landtages, das auch finanziell untersetzt sei.

Rege Diskussion in den Gesprächskreisen

Nach diesen Impulsen gab es eine rege Diskussion in den Gesprächskreisen „Kommunalparlamente“, „Örtliche Bündnisse“ und „Polizei und Verfassungsschutz“. 

Im letzt genanten Gesprächskreis dominierte die Information durch den Verfassungsschutz und das kritische Hinterfragen der  Arbeit der Polizei, was für alle interessant und vertrauen schaffend war.   

Gemeinsame Erkenntnis hier: man kann und muß offen miteinander reden.

Im Gesprächskreis „Kommunalparlamente“ konnte festgestellt werden, dass es bei konkreten Anlässen bereits eine parteiübergreifende Arbeit gegen den Rechtsextremismus gibt. Neben der Aufforderung, nicht beim Erkennen von rechtsextremen Inhalten, Methoden und Strukturen aufzuhören, wurde vor allem darauf verwiesen, die eigene Bildungsarbeit zu forcieren. Hauptaugenmerk sei auf den erneuten Aufbau eigener Jugendstrukturen zu legen.

Mit Blick auf die Kommunalwahlen 2008 müsse schon jetzt damit begonnen werden das Thema „Für mehr Demokratie in unserer Region Brandenburg“ mit den Bürgern zu diskutieren.

Die Ergebnisse

Die Ergebnisse des Erfahrungsaustausches können wie folgt zusammengefasst werden:

Das Handlungskonzept der Landesregierung ist noch zu wenig bekannt. Darüber hinaus kann es auf eine noch breitere Grundlage gestellt werden, wenn die bisherige Arbeit evaluiert und im Landtag diskutiert wird und der Landtag im Ergebnis das Konzept fortentwickelt.

Die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus ist keine Ressortaufgabe und örtlich sowie zeitlich nicht beschränkt. Diese Auseinandersetzung ist eine Alltagsaufgabe in allen gesellschaftlichen Bereichen.

Auf rechtsextremistische Erscheinungen im Alltag, im Verhalten von Menschen, nicht nur von Jugendlichen, muß sofort reagiert werden, durch die Zivilgesellschaft, in der Kommune, in der Schule, in der Familie, im Betrieb, in Vereinen und Organisationen. 

Bisher zur Verfügung gestellte finanzielle Mittel dürfen nicht gekürzt werden damit bestehende Initiativen und Projekte ihre Arbeit fortsetzen können.

Auch mit Blick auf die Kommunalwahlen 2008 muß es um eine  Kommunalisierung des Widerstandes gehen, d.h. besonders in den Kommunen muß die Arbeit organisiert und verstärkt werden. Dazu müssen wir auch neue Akteure gewinnen.

Die demokratische Teilhabe muß tatsächlich organisiert und realisiert werden. Das fängt mit einer hohen Wahlbeteiligung an und muß dazu führen, dass den Rechtsextremisten keine kulturellen, sportlichen und andere Freiräume überlassen werden.

Es ist eine noch bessere, breitere und stetige Aufklärung über die wahren Ziele der Rechtsextremisten,  die alle Menschen erreicht, erforderlich.

Die repressiven Maßnahmen der Polizei und der Justiz, als eine wirksame Form der Prävention, müssen aufrecht erhalten bleiben.

Die Diskussion über die Aufnahme des Verbots der Wiederbelebung nationalsozialistischen Gedankengutes in das Grundgesetz sollte weiter geführt werden.

In der politischen Auseinandersetzung in der Alltagsarbeit müssen wir unsere  alternativen Konzepte zur Gestaltung einer gerechten und sozialen Gesellschaft wider dem Neoliberalismus besser an die Wählerinnen bringen.

